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Drucksache 3697 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verkehrswesen 
(30. Aussdiuß) 

über den Antrag der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksadle 3075 - 


betr. Beleuchtungskontrolle bei Kraftfahrzeugen und Fahrrädern 


A. Bericht des Abgeordneten Rademacher: 

Die Drucksache 3075 wurde in der 190. Plenar- 
sitzung des Deutschen Bundestages am 6. Februar 
1957 an den Ausschuß für Verkehrswesen über- 
wiesen. 

Mit Sdireiben vom 11. Februar 1957 wurde der 
Bundesminister für Verkehr um baldmögliche 
schriftliche Stellungnahme gebeten. 

Der Bundesminister für Verkehr legte mit Schrei- 
ben vom 18. April 1957 (St V 2 Nr. 2010 Bd/57) die 
nachstehende, im Auszug wiedergegebene Stellung- 
nahme vor: 

„Nach Artikel 83 des Grundgesetzes führen die 
Länder die Bundesgesetze als eigene Angelegen- 
heiten aus. Da das Grundgesetz für den Straßen- 
verkehr nichts anderes bestimmt, ist es Sache der 
Länder, diafür ztu sorgen, daß die erlassenen ver- 
kehrsrechtlichen Vorschriften beachtet werden. 

Mit der obersten Landesbehörde besteht jedoch 
keine Meinungsverschiedenheit darüber, daß die 
Exekutive bei der Überwachung des Straßenver- 
kehrs möglichst einheitliche Maßnahmen treffen 
sollte. 

Aus diesem Givund hat der Bundesminister für 
Verkehr mit Zustimmung des Bundesrates die All- 
gemeine Verwaltungsvorschrift zur Straßenver- 
kehrs-Ordnung vom 29. März 1956 (Bundesanzeiger 
Nr. 68 S. 2) erlassen. Die Bestimm'ungen der nach- 
stehend wiedergegebenen Allgemeinen Verwal- 
tungsvorschrift zu § 33 der Straßenverkehrs-Ord- 


nung regeln das Verfahren, das bei Beleuchtungs- 
konirollen anzuwenden ist: 

(1) Die Abblendpflicht besteht auch gegenüber 
Radfahrern auf Radwegen sowie bei der Begeg- 
nung mit Schienenfahrzeugen und gegenüber dem 
Schiffsverkehr, falls die Führer dieser Fahrzeuge 
geblendet werden können. 

(2) § 33 Abs. 1 Satz 2 befreit die Kraftfahrzeug- 
führer von der Abblend p flicht gegenüber Fußg än- 
dern, die nicht in geschlossener Abteilung marschie- 
ren. Jede vc'rmeidbare Behinderung oder Belästi- 
gung auch einzelner Fußgänger durch Blendung ist 
jedoch unzulässig (§ 1). 

(3) Die Einhaltung der Abblendpflicht ist durch 
möiglichst häufige Kontrollen zu überwachen und 
sicherzustellen. Ebenso dringlich sind auch sonstige 
Verstöße gegen die Beleuchtungsvorschriften zu 
bekämpfen: 

l.Die immer wieder festzustellende Mißachtung 
der Beleuchtungsvorschriften zeigt sich nicht nur 
in dem zu späten Abblenden und in der vor- 
schriftswidrigen Verwendung von Nebelleuch- 
ten, sondern auch besonders darin, diaß 

a) trotz Abblendung Blendwirkung bestehen 
bleibt, 

b) nur ein Scheinwerfer abgeblendet wird, 

c) ein Scheinwerfer völlig ausgeschaltet wird, 
der andere aber volles Fernlicht beibehält, 
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d) Glühlampen verwendet werden, die nicht zu- 
lässig oder schadhaft sind. 

2. Ergeben sich bei den Beleuchtungskontrallen 
Lsolche oder ähnliche Mängel der Beleuchtungs- 
einrichtungen, so sind, wenn das Fahrzeug nicht 
sofort aus dem Verkehr ziu ziehen ist, Mangel- 
anzeigen auszusteilen. Eine Ausfertigung ist dem 
Kraftfahrer auszuhändigen, die Zweitschrift 
bleibt bei der Polizei. Mit dem Mängelzettel ist 
der Halter des Fahrzeugs iaufzufordern, die bei 
der polizeilichen Kontrolle festgestellten Mängel 
innerhalb 4 Tagen zu beseititgen. Die Mängelbe- 
seitigung muß durch 

a) eine technische Prüfstelle für den Kraftfahr- 
zeugverkehr Older 

b) einen Kraftfahrzeug-Elektrodienst oder 

c) eine nach § 29 Abs, 4 der Straßenverkehrs-Zu- 
lassungs-Ordnung zugelassene oder aner- 
kannte Stelle oder 

d) eine durch die zuständige oberste Landesbe- 
hörde ermächtigte Behörde oder andere Stelle 
auf dem Mängelzettel bestätigt werden. 

3. Dem Halter des Fahrzeugs ist aufzugeben, den 
Mängelzettel innerhalb von 7 Tagen an die Po- 
lizei zurückzusenden. Wenn der Halter des Fahr- 
zeugs die Bestätigung der Ausbesserung nicht 
innerhalb der Frist beibringt, so hat die Polizei 
die Mängelanzeige an die Straßenverkehrsbe- 
hörde — Zulassungsstelle — des regelmäßigen 
Standorts zu übersenden. Diese ordnet die Vor- 
führung des Fahrzeugs an oder trifft, wenn nötig, 
w e i t e r geh ende Ma ß nahm en . 

4. Das in diesem Absatz geregelte Verfahren 
schließt die Strafverfoligung oder die gebühren- 
pflichtige Verwarnung nicht aus. 

Ferner wurde beim Bundesminister für Verkehr 
ein Straßenverkehrssicherheitsausschuß gebildet, 
dem alle Länder angehören und in dem ^le Res- 
sorts, die zur Hebung der Verkehrssicherheit bei- 
tragen können, vertreten sind. 

Dieser Straßenver kehr ss ich erheitsausschuß hat 
ein Schwerpunktpragramm beschlossen, das in die- 
sem Jahr unter Miit Wirkung der Polizei, der Presse, 
der Verkehrswachten und der Automobilcliubs zum 
zweiten Mal bundeseinheitlich durchgeführt wird. 
Für da? Schwerpunktprogramm von April 1957 
bis März 1958 wurden folgende Monatsthemen und 
Leitsätze gewählt; 

April 1957: 

Fahrräder, Mopeds und Krafträder 

Fahrräder müssen vorschriftsmäßig ausgerü- 
stet sein; dazu gehören: 

Glocke, 

zwei voneinander unabhängige Bremsen, 

rote Rückstrahler, 


gelbe Pedalrückstrahler, 
rotes Schlußlicht und 

bei Dunkelheit Lampe zur Beleuchtung der 
Fahrbahn. 

Mai 1957: 

Adite auf den andern, ibesonders auf Kinder, 
ältere und gebrechliche Menschen 


Juni 1957: 

Vorfahrt und Wartepflicht 


Juli 1957: 

Rechtsfahren und Überholen 


August 1957: 

Fah rbahnm a rk ierungen 


Du mußt deshalb nicht nur bei Dunkelheit, 
sondern auch bei guter Sicht das Fahrzeug in 
ausreichender Entfernung durch Wameinrich- 
tungen kenntlich machen. 

September 1957: 

a) Der Sicherheitsabstand 


Denke daran, daß vom Aufleuchten des Brems- 
lichts Deines Vordermannes bis zum Wirksiam- 
werden Deiner Bremsen eine Zeitspanne ver- 
geht, in der Dein Fahrzeug ungebremst weiter- 
rollt. 

b) Landwirtschaftliche Fahrzeuge 


Landwirt, denke daran, daß alle Fahrzeuge, 
auch Deine Fuhirwerke und Anhänger, mit 
Rückstrahlern gesichert sein müssen. Rück- 
strahler wirken aber nur, wenn sie unbeschä- 
digt und sauber sind. 

Deine Kraftfahrzeuge und landwirtschaftliche 
Maschinen müssen die vorgeschriebenen Be- 
leuchtungseinrichtungen einschließlich Verbiin- 
dungskabel haben. Halte sie in Ordnung ,und 
überzeuge Dich öfter von ihrer Wirksamkeit. 
Gute Beleuchtung ist auch für Dich besonders 
wichtig, weil Deine landwirtschaftlichen Fahr- 
zeuge häufig überholt werden. Für die Beleuch- 
tung Deiner Fuhrwerke brauchst Du minde- 
stens zw^ei Lampen, eine weiße oder schwach- 
gelbe nach vorn und eine rote nach hinten. Ver- 
giß nicht, sie mitzunehmen. 
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Oktober 1957: 

Beleuchtung und rückwärtige Sicherung von 

Kraftfahrzeugen und Anhängern 

Verwende nur die vorgeßichriebenen und für 
zulässig erklärten Beleuchtungseinrichtungen. 

Überzeuge Dich vor Antritt jeder Fahrt, ob das 

Fernlicht, das Abblendlicht, die Begrenzungs- 
leuchten (Standlicht), die Schlußleuchten, die 
Bremsleuditen, die Kennzeichenbeleuchtung, 
die Beleuchtung des Fahrtrichtungsanzeigers 
und die Kontrollampen für Fernlicht und 
Fahrrichtungsanzeiger betriebsbereit sind; kon- 
trolliere auch die Rückstrahler; führe Ersatz- 
birnen mit. 

Ein Suchscheinwerfer darf nur gemeinsam 
mit der übrigen Beleuchtung, der Rückfahr- 
scheinwerfer nur bei eingeschaltetem Rück- 
wärtsigang brennen. 

Lasse Deine Scheinwerfer von Zeit zu Zeit 
in einer Werkstatt einstellen. 

Bei beginnender Dunkelheit schalte mög- 
lichst früh die kleinste Lichtstufe ein, damit 
Dein Fahrzeug von vorn und hinten erkenn- 
bar ist. 

Warte mit ^der stärkeren Lichtstu fie so lange 
wie möglich und kontrolliere die Notwendig- 
keit hierzu am entgegenkommenden Verkehr. 

Viele und schwere Unfälle entstehen durch 
Blendung; daher benutze das Fernlicht nur auf 
freier Strecke. 

Blende ab bei jedem entgegenkommenden 
Verkehr, auch vor Radfahrern und Fußgängern 
und auch vor dem entgegenkommenden Ver- 
kehr neben der Straße. 

Blende ab, wenn Du einem ander en Fahr- 
zeug folgst. 

Blende lab im Ortsverkehr; in gut beleuchte- 
ten Straßen fahre nur mit Standlicht. 

Hältst Du vor Bahnübergängen, benutze das 
Standlicht, damit Schranken und Lkhtanliagen 
für den entgegenkommenden Verkehr sichtbar 
bleiben. 

Bei Nebel oder Schneefall fahre mit Ab- 
blendlicht, zusätzlich hierzu sind ein oder zwei 
Nebelsclieinwerfer gestattet; bei Benutzung 
des Standlichts würdest Du nicht gesehen wer- 
den. 

Hältst oder parkst Du während der Dunkel- 
heit auf der Fahrbaihn, benutze das Sttamdlicht; 
für Personen- und Kombinationskraftwagen 
sind in Ortschaften Parkleuchten gestattet. 

Stellst Du Deinen Wagen unter einer Stra- 
ßenliateme oder landeren Lichtquelle ab, so 
achte darauf, ob sie die ganze Nacht brennt 
und daß sie vor allem das Heck Deines Fahr- 
zeugs beleuchtet. 


Bleiben Fahrzeuge bei schlechter Sicht auf 
freier Strecke liegen, genügt in der Regel die 
Beleuchtung am Fahrzeug selbst nicht; es müs- 
sen besondere Sicherungsmittel in ausreichen- 
der Entfernung aufgestellt werden. Alle Kraft- 
wagen, außer Personen- und Kombinations- 
kraftwagen, müssen solche Sicherungsleuchten 
ständig mit sich führen. 

Bei Lastzügen genügen nicht die Fahrtrich- 
tungsanzeiger 'am Motorwagen. Anhänger müs- 
sen ab 1. November 1957 zusätzlich an der 
Rückseite Blinkleuchten haben. Plane und 
überstehenide Ladung dürfen die Fahrtrich- 
tungsanzeiger nicht verdecken. 

November 1957: 

Wintergefahren 

Im Winter wird die Verkehrssicherheit 
durch die Witterung entscheidend 'beeinflußt. 
Lange Dunkelheit, Regen, Nebel, Schnee und 
Glatteis stellen erhöhte Forderungen an alle 
V erkehrsteilnehmer . 

Denke an den früheren Beginn der Däm- 
merung; bei Zwielicht und Dunkelheit mußt 
Du langsamer fahren, darum berücksichtige die 
längere Fahrzeit; bedenke auch, daß das Fah- 
ren in der Dunkelheit (besonders anstrengt. 


Bei nasser Fahrbahn nimmt Spfritzwasser 
anderer Fahrzeuge Dir plötzlich die Sicht; dann 
hilft (der Scheibenwischer nur zusammen mit 
einer Waschanlage oder bei starkem Regen. 

Bei Nebel schalte möglichst frühzeitig 
Abblendldcht ein, damit Du gesehen wirst. Fahre 
langsamer, damit Dein Anhalteweg nicht län- 
ger ist als Deine Sichtweite 

Bei Schneefall fahre langsamer und mit Ab- 
blendlicht. Beschneite Fahrzeuge smd schwier 
erkennbar. Sdmee auf der Straße verdeckt 
ihre Ränider; zur Seite geräoimter Schnee macht 
die Fahrbahn schmialer. Halte Windschutz- und 
Heckscheibe sowie die Außenspiegel schneefrei. 


Dezember 1957: 
Fußgänger 


Januar 1958: 

Das Einordnen und Abbiegen 


Februar 1958: 

Alkohol und Übermüdung 


März 1958: 

Die zulässige Fahrgeschwindigkeit 
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Bei Dunkelheit, Nebel, Schneefall, Regen 
und auch bei Blendung mußt Du die Geschwin- 
digkeit Deiner verringerten Sehweite anpas- 
sen und notfalls sogar anhalten. 


Das Monatsthema steht bei der polizeilichen 
Überwachung und bei der Verkehrserzieihung je- 
weils im Vordergrund. Aus dem Jiahresprogramm 
ist zu entnehmen, daß die Beleuchtung Gegenstand 
des Oktoberprogramms ist, aber auch in den Mo- 
naten April, September und November mitgeprüft 
wird. Der Monat Oktober wurde deshalb gewählt, 
weil dann die Herbst- und Winterzeit beginnt und 
weil im Oktober die internationale Beleuchtungs- 
woche stattfindet, in der nicht nur in der Bundes- 
republik Deutschland, sondern auch in vielen lan- 
deren leuropäischen Staaten die einwandfreie Be- 
leuchtung bei Kraftfahrzeugen und Fahrräfdern 
Hauptthema der Verkehrserzieihung und Verkehrs- 
Überwachung ist. 

Im übrigen überwachen die Länder den Straßen- 
verkehr nach Überwachungs- und Kontrollsyste- 
men, die auf Landesebene entwickelt sind. Sie ver- 
treten dabei die Ansicht, daß eine auf kleinere Be- 
zirke und längere Zeiten aufgegliederte Kontrolle 
nicht vernachlässigt werden dürfe und im allge- 
meinen polizeilichen Einsatzgrundsätzen und -er- 
fahrungen besser entspreche als der Einsatz aller 
verfügbaren Polizeikräfte in einer bestimmten 
Woche für eine einzige Aufgabe. 

Meiner Ansicht nach sollte man auch alle weite- 
ren Vereinbarungen mit den Ländern in Fragen 
der Verkehrsüberwachung im Rahmen des Schwer- 
punktprogramms treffen und dieses Programm 
nicht durch Sonderregelungen durchbrechen. Das 
Programm stellt die Schwerpunkte der Überwa- 
chung in einen größeren Zusammenhang; es hat 
eine möglichst umfassende Belehrung und Über- 
wachung der Verkehrsteilnehmer zum Ziel und ist 
nicht nur auf wenige Einzelheiten abgestellt. 

In diesem Zusammenhang muß darauf hingewie- 
sen werden, daß innerhalb des gesamten Unfall- 


geschehens der Anteil der durch Mängel am Fahr- 
zeug verursachiten Unfälle — neben Mangeln der 
Beleuchtungseinrichtungen gehören auch dazu z. B. 
Fehler der Bremsen, der Lenkung, des Fahrgestells, 
der Bereifung oisw. — im Jahr 1955 nur rd. 2,1 v. H. 
betragen hat gegenüber 

17,7 v.H. für die Ursache 

,Ndchtbeachten der Vorfahrt’, 

9,9 v.H. für die Ursache 

, Falsches Überholen oder Vorbei- 
fahren’, 

7,8 v.H. für die Ursache 

, Übermäßige Geschwindigkeit’, 

7,5 V. H. für die Ursache 

, Falsches Einbiegen oder Wenden’ 

und 13,5 v.H. für sonstige Ursachen beim Kraft- 
fahrer. 

Wie sich aus den eingeholten Stellungnahmen 
zu dem Antrag der Fraktion der CDU/CSU ergibt, 
sind die Länder bereit, die Beleuchtungskontrollen 
im Rahmen des Schwerpunktprogramms verstärkt 
zu berücksichtigen. Ich bitte daher, dem Antrag 
etwa folgende Fassung zu geben: 

,Der Bundesminister für Verkehr wird ersucht, 
bei der Festlegung des Schwerpunktprogramms 
durch Vereinbarung mit den Ländern sicherzustel- 
len, daß der Beleuchtungskontrolle bei Kraftfahr- 
zeugen und Fahrrädern im ganzen Bundesgebiet 
erhöhte Bedeutung zugemessen wird.‘ 

Der Ausschuß für Verkehrswesen behandelte die 
Drucksache 3075 in seiner Sitzung vom 24. Juni 
1957 und beschloß, dem Plenum ides Deutschen Bun- 
destages zu empfehlen, dem Antrag, entsprechend 
dem Vorschlag des Bundesministers für Verkehr, 
in der nachstehend geänderten Fassung zuzustim- 
men. 

Bonn, den 24. Juni 1957 

Rademacher 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Bundesminister für Verkehr wird ersucht, 

bei der Festlegung des Schwerpunktprogramms 
durch Vereinbarung mit den Ländern sicherzu- 
stellen, daß der B/eleuchtungskontrolle bei Kraft- 
fahrzeugen und Fahrrädern nach den bestehenden 
Vorschriften im ganzen Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland erhöhte Bedeutung beigemessen wird. 

Bonn, den 24. Jund 1957 

Der Ausschuß für Verkehrswesen 

Rümmele Rademacher 

Vorsitzender Berichterstatter 
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